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Kein Gesetz
wird kommen

Umes vorwegzuneh-
men: Was sich in
dieser Woche zum

ThemaMigration imBun-
destag abspielen wird,
kann an den aktuellen
staatlichen Maßnahmen
zur Begrenzung der Mig-
ration, zur Rückführung
ausreisepflichtiger Asylbewerber
und auch beim Schutz vor Attentä-
tern vorerst nichts ändern. Zwar ist
noch offen, welche Anträge wann
genau gestellt werden und ob sich
taktischeMehrheitenmit oder ohne
AfDbilden.Eswirdaberkeinfertiges
Gesetz mit erster, zweiter und drit-
ter Lesung mehr das Parlament in
dieser letzten Sitzungswoche vor
der Bundestagswahl verlassen. Was
wir hören, ist Theaterdonner.
Was FriedrichMerz und seineCDU

mitihrenEntschließungs-undGeset-
zesanträgen tun: Sie setzen imWahl-
kampf ein lautes Zeichen – in Folge
der Mordtaten von Aschaffenburg,
Magdeburg, Solingen und Mann-
heim. Richtig an dem Vorgehen ist,
dass es so nicht weitergehen kann.
Eine Gesellschaft, deren Werte auf
Menschenrechten fußt, kann nicht
akzeptieren,dassallepaarMonate ir-
gendwo unschuldige Bürgerinnen
und Bürger abgeschlachtet werden.

FriedrichMerz stellt dieMigrationspolitik in
denMittelpunkt seinesWahlkampfs

sie einen Koalitionspart-
ner brauchen. Nach Lage
der Dinge kommen dafür
SPD oder Grüne in Frage.
Nun wird bei den Koali-
tionsverhandlungen
nicht alles so heiß geges-
sen, wie es imWahlkampf
gekocht wurde. Sicher

aber wäre, dass SPD und Grüne ver-
langen werden, jene Entscheidun-
genzurückzunehmen,diedieUnion
(ob erwünscht oder nicht) mit den
StimmenderAfD imBundestagher-
beigeführt hat.
Schlussmit Strategie, Schlussmit

Kompromissen – hatte Merz Ende
vergangener Woche ausgegeben.
Teile seiner regierungserfahrenen
Partei hat er damit mächtig aufge-
schreckt. Anschließend hat die
Union die Tonart abgemildert und
ihr „Egal-wer-zustimmt“ in einen
Antragumgewandelt, der SPD,Grü-
nen und Liberalen geschickt wurde
und in dem die AfD politische
Außenseiterin bleibt. Trotzdem
schwelt gleich neben der bröckeln-
denBrandmauer ein Feuerchen. Die
Union sollte es austreten, indem sie
nicht nur Anträge verschickt, son-
dern auch Gespräche für gemeinsa-
me Lösungen anbietet.
Wenn es den bisher staatstragen-

den Parteien Union, SPD, Grünen
und Liberalen nicht gelingt, die
massiven Probleme zu lösen, die
Deutschland ja nicht nur in derMig-
rationspolitik hat, dann überneh-
men die Ränder. Dann bekommen
wir österreichische Verhältnisse. In
Ländern wie Sachsen und Thürin-
gen ist der Druck auf die Union oh-
nehin groß, inhaltliche Gemein-
samkeiten mit der AfD auch poli-
tisch zu verwandeln. Umso klarer
muss die Bundespartei Vorbild sein.
Zur Klarstellung in der Sache:Wer

sagt, dassDeutschland auchmit har-
ten Maßnahmen seine Gesellschaft
vor unkontrollierter Zuwanderung
und ihren Folgen besser schützen
muss, ist kein Rassist. Und wer wie-
derum auf die Komplexität der Prob-
leme einer Einwanderungsgesell-
schaft verweist, ist auch kein links-
grüner Realitätsverweigerer. So und
in Teilen noch übler lauten ja die
wechselseitigen Reaktionen jener
Parteien,diesichzurpolitischenMit-
te zählen. Nur gut, dass der Wahl-
kampfinetwadreiWochenvorbei ist.
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Undanschließendmussmanfeststel-
len,dassderTäterentwedernichtauf
freiem Fuß oder gar nicht mehr in
Deutschlandhätte leben dürfen.
Was das Manöver von Friedrich

Merz und seinerUnion so kritikwür-
digmacht:Egal,obvorodernachder
Wahl – die Union braucht Mehrhei-
tenfürihreharteGangartinderMig-
rationspolitik. Nun kann man sich
wie Merz auf den Standpunkt stel-
len, dass eine richtige politische
Maßnahme nicht durch die Zustim-
mung der Falschen (in dem Fall die
AfD) falsch wird. Diese Rechnung
wird aber nicht aufgehen.
SolltedieUnion–wonachdieUm-

fragen aktuell stehen – tatsächlich
dieBundestagswahl gewinnen,wird

Der böse Gringo

In normalen Zeiten hättedieSachemiteinemTele-
fonanruf beigelegt wer-

denkönnen,zumalesbeim
Streit zwischen den USA
und dem Kolumbien nicht
um das „Ob“, sondern nur
um das „Wie“ der Abschie-
bung von irregulären Ein-
wanderern in das südamerikanische
Landgeht.AberDonaldTrumpsAdre-
nalinspiegel schießt geradedurchdie
Decke.Alsoeskaliertedermachttrun-
kene Präsident am Sonntagnachmit-
tag aus dem Nichts den marginalen
Konflikt in derart wahnwitzigem
Tempo, dass man vor dem geistigen
Auge schon amerikanische Luftlan-
detruppen inBogotáwähnte.
So weit kommt es nicht. Trotzdem

ist derVorgang alarmierend. Schließ-
lich istKolumbieneiner derwichtigs-
ten Sicherheitspartner der USA in
Südamerika.DasLandliefertBlumen,
Kaffee undÖl in denNorden. Niewar
es im Wahlkampf als Ziel möglicher
Strafzölle genannt worden. Seit 2020
hatBogota475Rückführungenseiner
Staatsbürger mit zivilen Flügen aus
denUSAakzeptiert.DieSache lief rei-
bungslos, bis Trump die Migranten
vor laufendenKamerasdemonstrativ
gefesselt in zwei Militärmaschinen
steigen ließ.

Trumpbrüskiert denUS-Partner Kolumbien

Diese Demütigung woll-
te Kolumbiens Präsident
GustavoPetronichtakzep-
tieren. Er verweigerte die
Landerechte und kündigte
an, die Landsleute mit sei-
ner Präsidentenmaschine
abzuholen. Das war zuviel
Widerspruch für den Son-

nenkönig inWashington, der auf sei-
ner Plattform „Truth Social“ wütend
25-prozentige Zölle auf kolumbiani-
sche Waren und Einreisesperren an-
kündigte.
DasalsoistdieDiplomatiederwest-

lichen Weltmacht. Ein Mal noch be-
gehrte dessen Präsident Petro mit
einem flammenden Tweet gegen die
„weißen Sklavenhalter“ im Norden
auf, dann unterwarf er sich der wirt-
schaftlichen Übermacht und lenkte
ein. Trump verkauft die Episode nun
alsTriumph.InWirklichkeit istsieein
Desaster. Nicht nur wissen die Ver-
bündeten der USA in aller Welt nun,
was der neueMachthaber imWeißen
Haus unter „Partnerschaft“ versteht.
Vor allem liegen Washingtons jahr-
zehntelange Bemühungen in Scher-
ben, dasBilddesbösenGringos inLa-
teinamerika durch eine neue Soft
Power abzulösen. Darüber freuen
kann sich nur einer: China – der tat-
sächlichgefährlichsteRivalederUSA.
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Die EU reicht
Syrien dieHand

D ie EU-Staaten setzen auf das
Karotten-Prinzip – das geben
EU-Diplomatenganzoffenzu.

WieeinemEsel,demeineKarottevor
die Nase gehalten wird, damit er in
eine bestimmteRichtung läuft, setzt
die EU nun erste Sanktionen gegen
Syrienaus.Weiterefolgen,sodasVer-
sprechen,wennFrauenund religiöse
Minderheiten nicht länger benach-
teiligt werden. Für Brüssel ist es ein
Test,obdieneuenMachthaber inDa-
maskus den aus EU-Sicht richtigen
Weg einschlagen. Die gewünschte
Richtung ist klar: Frieden, Freiheit,
Menschenrechte.
Wenngleich führende westliche

Politiker bereits zu ersten Gesprä-
chen in Syrien waren: In der EU
herrscht weiterhin großes Miss-
trauen gegenüber der seit Jahren als
Terrororganisation gelisteten HTS-
Gruppe, die in Damaskus an der
Macht ist. Dieses Misstrauen ist be-
rechtigt. Keiner weiß, welchenWeg
Syrien kurzfristig einschlagen und
wernachderÜbergangsphaseander
Spitze stehen wird.
Der kaltblütige Diktator ist weg,

doch ob damit auch alle Menschen-
rechtsverstößeeinEndehaben, ver-
mag niemand zu sagen. Die Unsi-
cherheit ist enormundsosollteman
nicht allein in der Hoffnung auf ein

Erste Sanktionen
sollen schrittweise
ausgesetzt werden

KOMMENTAR

freies Syrien pauschal alle Sanktio-
nen aufheben. Dies könnte sich
sonst womöglich als schwerer Feh-
ler erweisen.
DernunbeschlosseneWeg,schritt-

weise EU-Sanktionen auszusetzen
statt aufzuheben, ist aber mehr als
ein kleiner Lichtblick für Syrien. Die
Wiederaufnahme wirtschaftlicher
Beziehungen ist für das Landüberle-
benswichtig und für die Zukunft des
Landes wegweisend. Ohne diesen
Schritt wird das wirtschaftlich stark
gebeutelte Syrien nur schwer wieder
auf die Beine kommen.
Nach dem Sturz des grausamen

Assad-Regimes reicht Europa der
neuen Führung in Syrien die Hand.
Ob die islamistische HTS das Ange-
botannimmtoderdieKarottederEU
verschmäht, werden erst die nächs-
tenWochen zeigen.

Widerstand gegen den „Auserwählten“

Im feierlichen Gottesdienst zur
Amtseinführung Donald Trumps
hat Mariann Edgar Budde als Bi-

schöfin der Episkopalkirche in der
DiözeseWashington und damit als
Vertreterin einer der großen pro-
testantischen Gemeinschaften in
den USA eine politische Predigt in
Anwesenheit des neuen Präsiden-
ten gehalten. Sie hat den Mut auf-
gebracht,HassthemenrechterPoli-
tik wie Migration, sozio-ökonomi-
scheundkulturelleDiversität, aber
auchTransidentitätbeiKindernan-
zusprechen und die Schutzpflich-
ten des Staates und seiner Reprä-
sentanten zu unterstreichen. Da-
mitmarkierteBuddeeinoffensicht-
liches Manko populistischer Poli-
tik,derenGerechtigkeitsansprüche
willkürlich sind, wenn sie nicht im
Kern für alleMenschengelten.Was
nur für Privilegierte gilt, gilt eben
nicht um seiner selbst willen. Ge-
rechtigkeit und Gleichheit aller
Menschen als Kern politischer
Ethik sind stets gefährdet. Dies in
einer Predigt einzuschärfen, war
zwar ein Affront gegen Trumps
Rhetorik und Politik, aber nicht im

DieUS-BischöfinMariannBudde hat in ihrer Predigt zu Trumps Amtseinführung
diemoralischeAutoritätderKirchebeansprucht–zuRecht, trotzmancherDefekte

Sinne einer einseitigen Schelte
durch eine vermeintlich links-
christlicheIdeologie.Esgehthierum
nichtweniger als umdenStatus des
IndividuumsundumdieGefahr sei-
ner tiefgehendenBeschädigung.
Das gesamte neue US-Establish-

ment vor sich, das sich anschickt,
eine in Teilenmenschenverachten-
deAgenda zur Regierungspolitik zu
machen, setzte Bischöfin Budde
einenGegenakzent:amtlichundfei-
erlich, dennoch fast leise und ver-
mittelnd, ohne sich im Ungefähren
zuverlieren.Seitdemwirddiecoura-
gierte Theologin gefeiert und ange-
feindet.Den Inhalt unddenTonder
HasstiradengebenTrumpundseine
Gefolgsleutevor.DieAngriffebegin-
nenmiteineräußerlichenKritikder
Predigt als wenig intelligent und
langweilig.VomGegenteilkannsich
jeder überzeugen, der Buddes An-
sprache nachhört oder nachliest.
IhreKritikerschreckennichtzurück
vorVerfemungeneinerweiblichge-
lesenenPredigerin,derenangeblich
artikulierter Hass gegen Trump gar
mit Deportation quittiert werden
soll.DieserständigwiederholteAus-
druck vonVerachtung, auch für den
moralischenundkulturellenWerte-
kanonderUSAmitseinemdezidiert
religiösen Fundament, mobilisiert
eine Ideologie der Ausschließung
zum Schutz von Privilegien. Doch
was istdavonzuhalten,dassausge-
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rechnet eine Kirchenvertreterin
sich bei Trumps Amtseinführung
zurMoralpredigtaufschwingt?Mo-
ralischen Kredit scheinen die
christlichen Kirchen international
verspielt zu haben. Dafür steht be-
sonders ihr Umgang mit sexuali-
sierter Gewalt, ihre offensichtlich
gewordenen Autoritätsprobleme
und ihre Empathiedefekte. Diese
Mängel sind vielen Kirchenleiten-
den inzwischenbewusst.Damit ist,
so scheint es, auch das Genre der
politischen oder ethischen Predigt
schwierig, wenn nicht fast unmög-
lichgeworden.IndieserErkenntnis
liegtmeinesErachtenseinMoment
des Respekts vor denen, die im
RaumderKirchenOpfereinersträf-
lichen Missachtung von morali-
schenMindeststandards geworden
sind.
Religionen, auch das Christen-

tum, nicht zuletzt wie Mariann
Budde es dargestellt hat, verlieren
aber etwas Wesentliches, wenn sie
nurnocheinBinnenraumfür from-
meGefühle, religiöses Erlebenund
vages Hoffen sind. Gewiss hat all
das Bedeutung für das persönliche
LebenvielerMenschen.DochGlau-
be und Hoffnung haben zudem
auch eine politisch-gesellschaftli-
cheLogik.Religiöszuseinbedeutet
in den meisten Religionen, dass
Personen sichmitmehr oderweni-
ger plausiblen Vorstellungen über
ein gutes Leben auseinanderset-
zen. Hoffen bedeutet, politisch zu
sein.DennHoffnung impliziert im-
mer auch Kritik an den Zuständen,
wie sie sind.

Vielleicht ist es übertrieben,Ma-
riann Buddes Predigt mit der be-
rühmtenRedeMartin LutherKings
beim „Marsch auf Washington“
1963 zu vergleichen. Ein Ver-
gleichspunkt könnte aber mit dem
FormatderPredigtgegebensein.In
einer Gesellschaft mit vielfältigen
Bezügen zu kirchlichen Traditio-
nenundAusdrucksformenlässtdas
Genre Predigt die Formulierung
eines Konsenses in moralischen

Grundanliegen erwarten. Umge-
kehrtsindHassundHäme,dieBud-
deausdemrechtenpolitischenund
konservativ-religiösen Lager ent-
gegenschlagen, ein Indikator für
die politischeBedeutung ihrer Pre-
digt inZeitenderGefährdungbasa-
ler Formenmenschlicher und öko-
logischer Berücksichtigung.
DerPunktistnunder:Welchean-

dere Stimme, welche andere Insti-
tution wäre in der Lage gewesen,
einem Präsidenten samt politi-
scher und wirtschaftlicher Entou-
rage eine Lektion in der Tugend-
ethik zu erteilen, deren Missach-
tungmit verheerendenFolgen ver-
bundenist?ImKerngingesBischö-
fin Budde um klassische Themen
der Ethik, die nach Bedingungen
des guten Lebens („Common
good“) für alle fragt. Tugendethi-
sche Empfehlungen mit christli-

cher Prägung sind Gemeinsinn,
Verständnis für Unterschiede,
Respekt vor Andersheit, Kompro-
missbereitschaft, Selbstrelativie-
rung. Diese Anforderungen kann
die Kirche allerdings nur in der
ArenadesPolitischengeltendma-
chen,wennsie sich selbst in ihrem
institutionellen Handeln strikt
darauf bezieht. Wie sehr eine gro-
ße Zahl von Kirchenvertretern bis
in die Gegenwart an den Maßstä-
ben der eigenen Tugendethik
scheitert, ist nicht allein wegen
dieses Versagens und wegen der
davon Betroffenen ein Problem,
sondern es spielt Trump und sei-
nen Claqueuren in die Hände, die
so umso leichter Spott und Hohn
über Kritiker und Kritikerinnen
wie Bischöfin Budde ausgießen
können.
Doch selbst in der Diskreditie-

rung wird eines deutlich: Die Kir-
chenwerdenweiterhin als Autori-
tät wahrgenommen. Der Gottes-
dienst zur Inauguration des US-
Präsidenten der USA ist ein Beleg
dafür. Zugleich aber wird Autori-
tät in der Kirche mit einer harten
Brechung konfrontiert: Jede
menschliche Autorität ist vorläu-
fig, nicht absolut, fehleranfällig,
orientierungsbedürftig. Diese Art
Autorität hat Bischöfin Budde
eingebracht und damit Trump in
die Schranken gewiesen, der seine
Autorität auf die Vorsehung und
auf Gott gründet. Auch hier gilt:
Wessen Stimme, wenn nicht die
Kirche, hat das Potenzial, einen
solchen Politikstil der Hybris und
übersteigerten Autorität in Frage
zu stellen?
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